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Dresden. Sparen statt Protzen: Fast
drei Jahre nach der großen Krise
der Chip-Industrie zeigen die Fir-
men am liebsten ihre Erfindungen
zum Energiesparen vor. Die Dresd-
ner Physikerin Manuela Junghäh-
nel etwa hat einen durchsichtigen
Bildschirm mit auf die Halbleiter-
messe Semicon Europa in die
Dresdner Messehallen gebracht.

Ähnliche Bildschirme, die auf Be-
rührung reagieren, gibt es schon an
Fahrkartenautomaten. Aber Jung-
hähnel und ihre Kollegen am
Fraunhofer-Institut FEP in Dresden
haben einen Weg gefunden, den
seltenen Rohstoff Indium-Zinnoxid
darin durch billiges Titandioxid zu
ersetzen. Ein Beispiel für neue Ma-
terialien, mit denen vor allem die
Dresdner auf der Messe glänzen
wollen. Die Forscherin Junghähnel
hat sich im Messeplan außerdem
einige Vorträge angekreuzt – sie
möchte zum Begleitprogramm
„Konferenz für Plastik-Elektronik“.

Elektronik der Zukunft:
Kohlenstoff statt Silizium

Plastik, das heißt leitfähiger Koh-
lenstoff statt Silizium. Damit haben
Dresdner Firmen eine ganze Reihe
Stände auf der Messe bestückt.
Noch bis morgen sind dort auch die
leuchtenden „Oled“-Scheiben zu se-
hen, die künftig ganze Fenster zu
durchsichtigen Lampen machen
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könnten. Der Dresdner Professor
Karl Leo als Vorsitzender des Bran-
chenverbandes für die Organische
Elektronik berichtete, dass der ko-
reanische Konzern Samsung Milli-
arden in die Oled-Technik inves-
tiert hat – etwa für Handy-Displays.
Doch in Sachsen beschäftigen sich
auch bereits rund 1 000 Experten
damit. Vorn liegen sie laut Verband
bei Ideen für die Beleuchtung.

Globalfoundries und Infineon
auf Personalsuche

Die beiden großen Dresdner Chip-
fabriken der Konzerne Globalfoun-
dries und Infineon sehen die Messe
als eine Gelegenheit, neue Mitar-
beiter anzuwerben. Bei Globalfoun-
dries sind dank Anbaus 200 Stellen
offen, und Sprecherin Karin Raths
hielt auf der Messe gestern Aus-
schau nach „technologie-begeister-
ten“ jungen Leuten. Allerdings zo-
gen vorwiegend Vertreter von Lie-
feranten der Chipfabriken durch
die Hallen – vor allem sie besetzen
die Stände der 350 Aussteller.

Als „Super-Drehscheibe“ für sei-
ne Branche beurteilte der Dresdner
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Infineon-Werksleiter Thomas Lei-
termann die Messe. Für ihn begann
der Tag mit einem Treffen europäi-
scher Fabrikchefs, und für heute
hat sich Leitermann mit einem
Top-Manager aus dem Anlagenbau
verabredet. Infineon hat gerade die
ungenutzten Hallen seiner ehema-
ligen Tochterfirma Qimonda über-
nommen, die vor fast drei Jahren
Pleite ging. Vor zwei Wochen ging
die erste Maschine dort zum Test
wieder in Betrieb. Infineon will
dort mindestens 250 neue Stellen
schaffen und Leistungshalbleiter
herstellen – besonders robuste
Chips. Wann die Produktion be-
ginnt, wollte Leitermann mit Blick
auf die Konkurrenz nicht verraten.

Branche im Raum Dresden
größer als vor der Krise

Die Qimonda-Pleite hat Dresden
mehr als 4 000 Arbeitsplätze gekos-
tet – doch inzwischen hat die Bran-
che den Absturz ausgeglichen.
Dresdens Wirtschaftsbürgermeis-
ter Dirk Hilbert (FDP) rechnete vor,
dass voriges Jahr mehr als 48 000
Menschen im Raum Dresden in Un-
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ternehmen der Mikroelektronik,
der Informations- und Telekommu-
nikationsbranche beschäftigt wa-
ren – etwa 4 500 mehr als vor fünf
Jahren. Auch die weltweite Chipin-
dustrie investiert weiter: Dieses
und nächstes Jahr werden die Kapa-
zitäten um je sieben Prozent ver-

größert, schätzt Heinz Kundert,
Präsident des Branchenverbandes
Semi Europe. Kundert sagte ges-
tern, das Wachstum der Branche
lasse zwar nach, aber es sehe nicht
nach einem dramatischen Ab-
schwung aus. Keine Wolken für die
nächsten zwei Jahre in Sicht, so
drückte es Vorstand Heinz Martin
Esser vom sächsischen Branchen-
verband Silicon Saxony aus.

Sachsen schließen Chip-
Partnerschaft mit Frankreich

Eine Party mit Wein und Käse – da-
mit locken heute die Aussteller aus
der Region um Grenoble in Frank-
reich ihre Kollegen. Die Chipindus-
trie ist dort ähnlich stark wie in
Sachsen. Die Zusammenarbeit
muss enger werden, verkündeten
gestern die Partner. Dahinter steckt
vor allem das Ziel, die EU weiter
von der Bedeutung der Branche zu
überzeugen. Dabei geht es auch um
Subventionen. Sachsens Minister-
präsident Stanislaw Tillich (CDU)
betonte aber, dass auch die vielen
Forschungsinstitute eine Hilfe für
die Branche seien: Sie könnten
„mit relativ bescheidenen Mitteln
große Hebelwirkung“ bringen.

�

Sachsens Chipfirmen sehen wieder klar
Der Qimonda-Schock ist
überwunden. Auf Europas
Halbleitermesse in Dresden
zeigen Sachsens Forscher,
wie ihre Plastik-Elektronik
gewohnte Chips ablöst.

Durchsichtiger
Bildschirm: Jo-
sephine Prietzel
aus dem Dresd-
ner Fraunhofer-
Institut FEP
stellt auf der
Messe Semicon
Europa eine
elektrisch leit-
fähige Scheibe
vor, die auf Be-
rührung rea-
giert. Die
Dresdner For-
scher haben da-
für billigere
Rohstoffe als
die bisher übli-
chen gefunden.
Im Hintergrund
leuchtende
Kunststoff-Elek-
tronik vom
Fraunhofer-In-
stitut IPMS in
Dresden.

Foto: SZ/Th. Lehmann
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Von Georg Moeritz
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Nächstes Jahr wächst
die Branche nicht mehr

so stark, aber es sieht
nicht nach einem dramatischen�

Heinz Kundert, Präsident
Branchenverband Semi Europe

Abschwung aus.
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Dresden. Die sächsische Wirtschaft
ist nach der Krise wieder erstarkt.
Die Zahl der Betriebe sei im vergan-
genen Jahr von 112 400 auf 115 300
gestiegen, teilte das Wirtschaftsmi-
nisterium bei der Vorstellung des
Mittelstandberichts im Kabinett
gestern in Dresden mit.

Demnach legte der Exportanteil
am Bruttoinlandsprodukt um 5,2
Punkte auf 26,2 Prozent zu. Das
war mehr als 2008 vor der Krise
(24,4 Prozent). Der Umsatz des Ver-
arbeitenden Gewerbes wuchs ge-
messen am Bundesschnitt doppelt
so schnell. „Die starke Exportorien-
tierung sowie Forschung und Ent-
wicklung haben sich als Wachs-
tumsimpulse erwiesen“, erklärte
Minister Sven Morlok (FDP).

Dem Bericht zufolge hat die Be-
schäftigung im Verarbeitenden Ge-
werbe im vergangenen Jahr um 2,2
Prozent zugenommen, bundesweit
war es nur ein halbes Prozent. Das
hohe Wachstum strahle zuneh-
mend auf andere Bereiche wie etwa
die unternehmensnahen Dienst-
leistungen aus, hieß es. Allerdings
ist die Unternehmensstruktur nach
Angaben Morloks im Bundesver-
gleich noch zu kleinteilig. Laut Mi-
nisterium werden mehr als 99 Pro-
zent der sächsischen Unternehmen
zum Mittelstand gerechnet. (dpa)

Mehr Firmen
siedeln sich

in Sachsen an

Görlitz. Am 12.12.12 soll es soweit
sein: Dann gibt es im Verkehrsver-
bund Oberlausitz-Niederschlesien
(Zvon) und bei benachbarten Busge-
sellschaften in Polen einheitliche
Fahrpläne. Mit gleichem Aussehen
und gleicher Zeichensprache – so,
dass jeder Deutsche sich sofort im
polnischen Fahrplan zurecht findet
und jeder Pole im deutschen. Na-
türlich auch im Internet, aktuelle
Fahrplanänderungen inklusive.
Wer die jetzigen Fahrpläne kennt,
ahnt das Ausmaß der Veränderung.

Diese kostet natürlich Geld – et-
wa 420 000 Euro sind veranschlagt.
Davon geben der Zvon sowie Ver-
kehrsunternehmen in Görlitz, Zit-
tau, Zgorzelec und Boleslawiec
(Bunzlau) zusammen gut 97 000
Euro. Die fehlenden 323 000 Euro
kommen von der Europäischen
Union. Die EU legte nämlich für
grenzüberschreitende Projekte
zwischen Sachsen und Polen 2007
einen Förderfonds an, der insge-
samt 105 Millionen Euro umfasste.
Davon wurden bisher etwa zwei
Drittel bewilligt. Etwa 26 Millionen
Euro stehen noch zur Verfügung.
Weitere gut zehn Millionen Euro
fließen in sogenannte Kleinprojek-
te in der Euroregion Neiße.

85 Projekte bewilligt, 36 nicht
Über die Verteilung der größeren
Beträge entscheidet ein Gemeinsa-
mes Technisches Sekretariat beider
Länder mit Sitz in Dresden. Auf ei-
ner Zwischenbilanz gestern in Gör-
litz berichtete Sekretariats-Mitar-
beitern Yvonne Schönlein, dass seit
2007 insgesamt 85 grenzüber-
schreitende Projekte bewilligt wur-
den. 36 Ideen bekamen keine Zu-
stimmung und damit auch kein
Geld. Gefördert werden maximal
85 Prozent der Kosten eines Pro-
jekts, den Rest müssen die Beteilig-
ten selbst aufbringen.

Für die polnische Stadt Karpacz
und ihre Partner im sächsischen
Kamenz hieß das: Für neue Wege,
Bänke und Informationstafeln im
Umfeld historischer Kirchen gaben
sie selbst fast 166 000 Euro aus.
Knapp 900 000 Euro Zuschuss ka-
men von der Europäischen Union.

Neißeregion hat
26 Millionen Euro

bei der EU gut

Von Tilo Berger

Ein Fördertopf für Projekte
zwischen Sachsen
und Polen ist bisher erst
zu rund zwei Dritteln leer.

BERGER.TILO@DD-V.DE

Brüssel/Athen. Die dringend benö-
tigten Milliardenhilfen für Grie-
chenland könnten nach Ansicht
der Experten-Troika von EU, EZB
und Internationalem Währungs-
fonds (IWF) Anfang November flie-
ßen. Der drohende Bankrott des
hochverschuldeten Landes wäre
vorerst abgewendet. Vorher müss-
ten die Euro-Finanzminister und
der IWF den Überprüfungsbericht
aber noch billigen, teilten die Fi-
nanzkontrolleure gestern in Brüs-
sel mit. Eine klare Aussage, wonach
sie die Auszahlung befürwortet,
machte die Troika nicht.

Der griechische Finanzminister
Evangelos Venizelos begrüßte die
Erklärung der Troika. Sie sei „aus-
gewogen, praktikabel und positiv“,
hieß es. Die Expertengruppe hatte
die Bücher in Athen geprüft. Ein
Wirtschaftsaufschwung werde nun
erst für das übernächste Jahr erwar-
tet, teilten die Prüfer mit. (dpa)

Griechen können auf
Milliarden hoffen

Berlin. Der deutsche Einzelhandel
will mit der Gewerkschaft Verdi
über Mindestlöhne verhandeln.
Der Handelsverband Deutschland
(HDE) schlug der Gewerkschaft ges-
tern vor, zeitnah Verhandlungen
über ein allgemeinverbindliches ta-
rifliches Basisentgelt im deutschen
Einzelhandel aufzunehmen. Die
Gewerkschaft teilte mit, sie halte
solche Verhandlungen für sinnvoll,
bleibe aber bei ihrem politischen
Ziel, einen bundesweiten gesetzli-
chen Mindestlohn durchzusetzen.

HDE-Hauptgeschäftsführer Ste-
fan Genth erklärte: „Wir wollen
kein Lohndumping im deutschen
Einzelhandel. Der HDE geht davon
aus, die Verhandlungen mit der Ar-
beitnehmerseite noch in diesem
Jahr erfolgreich abzuschließen. Der
HDE lehnt einen gesetzlichen Min-
destlohn ab. (dapd)

Einzelhandel will
über Mindestlohn

verhandeln

Bratislava/Brüssel. Als letztes Euro-
Land hat die Slowakei über die Er-
weiterung des Rettungsschirms ab-
gestimmt. Das Parlament lehnte
die Erweiterung gestern Abend ab.
Das lässt die Euro-Partner zittern.

Kann das Nein den neuen
Rettungsschirms stoppen?

Ja. Im Rahmenvertrag für den Kri-
senfonds EFSF ist festgeschrieben,
dass eine Reform nur möglich ist,
wenn alle Euro-Staaten zustimmen.
Lehnt die Slowakei die Pläne ab,
wäre die Erweiterung gescheitert,
obwohl alle übrigen Euro-Länder
zugestimmt haben. Allerdings
kann das slowakische Parlament

?

später ein weiteres Mal abstimmen.
Das könnte noch in dieser Woche
geschehen.

Worauf muss der
Rettungsschirm verzichten?

Bei der Reform geht es einmal da-
rum, wie viel Geld der Krisenfonds
maximal für verschuldete Euro-
Staaten bereitstellen kann. Die tat-
sächliche Ausleihkapazität der Fi-
nanzfeuerwehr könnte dann nicht
wie geplant von 250 auf 440 Milliar-
den Euro steigen. Zudem könnte
der EFSF nicht schlagkräftiger wer-
den. Geplant ist, dass er auch
Staatsanleihen hoch verschuldeter
Euro-Staaten aufkauft und so die
Europäische Zentralbank entlastet. 

Steht der Rettungsschirm
vor dem Aus?

Nein. Die derzeit laufende Ratifizie-
rung bezieht sich nur auf die Re-
form, nicht aber auf den Rettungs-
schirm selbst. Der Krisenfonds na-

?

?

mens EFSF wurde von den Euro-
Ländern im Mai 2010 beim Aus-
bruch der Schuldenkrise beschlos-
sen, um pleitebedrohten Ländern
zu helfen. Der EFSF kann Kredite
ausleihen, für die die Regierungen
mit 440 Milliarden Euro bürgen.
Auf die Slowakei entfällt nur ein
kleiner Anteil von 4,37 Milliarden
Euro. „Wenn die Slowakei ihre Ga-
rantie abzieht, würde das die Feuer-
kraft des EFSF kaum schmälern“,
sagt ein EU-Diplomat. „Aber das po-
litische Signal wäre fatal.“ 

Warum müssen der Reform
alle Euro-Länder zustimmen?

Der Krisenfonds wurde von den Re-
gierungen der Euro-Staaten ins Le-
ben gerufen. Die Staaten setzten
bei der Gründung auf das Prinzip
der Einstimmigkeit, was bedeutet,
dass alle Länder gleicher Meinung
sein müssen und nur der kleinste
mögliche Kompromiss auch von al-
len akzeptiert wird. 

?

Reicht das Geld auch
ohne Aufstockung aus?

Mit dem bestehenden Rettungs-
schirm können die laufenden Hilfs-
programme für Irland und Portugal
problemlos finanziert werden. Die
Finanzmärkte sind aber nervös,
weil es die Befürchtung gibt, dass
irgendwann Euro-Schwergewichte
wie Italien oder Spanien aufgefan-
gen werden müssten – dann wür-
den die Mittel knapp. Die Euro-Län-
der diskutieren daher, die Mittel
des EFSF effektiver zu nutzen.

Welche Folgen hat die
Abstimmung für die Griechen?

Keine. Das laufende Hilfspaket für
Athen von 110 Milliarden Euro hat
mit dem EFSF nichts zu tun und ist
deshalb nicht betroffen. Das zweite
Notfallpaket von 109 Milliarden
Euro, das der EU-Gipfel im Juli auf
den Weg gebracht hat, soll aus dem
EFSF stammen. Dafür reicht der Ga-
rantierahmen aus. (dpa)

?

?

Welche Folgen hat das Nein der Slowakei zur Rettungsschirmreform?
Das Parlament wehrt sich
gegen neue Milliardenhilfen.
Der erweiterte Schirm
könnte trotzdem noch
gebilligt werden.

Die slowakische Premierministerin
Iveta Radicova lauscht Parlaments-
präsident Richard Sulik, der gegen
den Rettungsschirm ist. Foto: P. Hudec/dpa
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